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Interpellation Nr. 54 von Claudio Miozzari betreffend „nachhaltige 
Kulturpartnerschaft BL/BS“  
 
(Eingereicht vor der Grossratssitzung vom 10.5.2017) 
 
„Im November 2015 hat das Komitee „Für eine nachhaltige Kulturpartnerschaft BL/BS“, in dem alle 15 Kul-
turinstitutionen vertreten sind, die damals aus der Kulturvertragspauschale finanziert wurden, dem Regie-
rungsrat und dem Grossen Rat Basel-Stadt eine Petition mit rund 30 000 Unterschriften überreicht, mit der 
gefordert wird, „den Kulturvertrag von 1997 in der bisherigen Form fortzusetzen und sich für eine gemein-
same und nachhaltige Kulturpartnerschaft in unserer Region Basel zu engagieren“. 

Dank dem Grossratsbeschluss zur Stärkung der Partnerschaft BL/BS kann der Kulturvertrag mit Basel-
Landschaft zwar bis Ende 2019 in der bisherigen Form fortgesetzt werden, ab Anfang 2020 (bereits in 
zweieinhalb Jahren) droht aber wieder eine Kürzung der Kulturvertragspauschale um 50 Prozent bzw. rund 
fünf Millionen Franken, was zahlreiche regionale Kulturinstitutionen akut in ihrer Existenz gefährdet. Der 
Regierungsrat hat Ende 2015 in Aussicht gestellt, dass Basel-Landschaft und Basel-Stadt ab Anfang 2016 
Gespräche aufnehmen, um ein „tragfähiges Finanzierungsmodell für die Zeit ab 2020“ zu finden. Das Komi-
tee „Für eine nachhaltige Kulturpartnerschaft BL/BS“ hat in diesem Zusammenhang gefordert, als Vertre-
tung der direkt Betroffenen in geeigneter Form in die Gespräche einbezogen zu werden. 

Obwohl die Gespräche seit bald eineinhalb Jahren geführt werden sollten und obwohl die heute 18 Kultur-
institutionen, die aus der Kulturvertragspauschale finanziert werden, dringend langfristige Planungssicher-
heit benötigen, wurden bis heute keinerlei Informationen zu den Gesprächen bekannt (geschweige denn, 
zu deren Ergebnissen). 

Vor diesem Hintergrund bitte ich den Regierungsrat höflich, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Seit wann, in welcher Form und zwischen welchen Gesprächspartnern genau laufen die genannten Ge-
spräche und was ist konkret der Stand der Dinge? 

2. Wie sieht das weitere Vorgehen bzgl. der genannten Gespräche aus und wann genau darf mit konkreten 
Ergebnissen gerechnet werden? 

3. Wann und in welcher Form genau soll das Komitee „Für eine nachhaltige Kulturpartnerschaft BL/BS“ 
bzw. sollen die 18 Kulturinstitutionen als direkt Betroffene in die genannten Gespräche miteinbezogen wer-
den? 

4. Wann und in welcher Form genau soll der Grosse Rat bzw. sollen die politischen Entscheidungsträger in 
die genannten Gespräche miteinbezogen werden? 

5. Wie genau sieht das im Zusammenhang mit den genannten Gesprächen bereits verschiedentlich er-
wähnte neue Finanzierungsmodell für den Bereich Kultur aus, das sich am Finanzausgleich und der Aufga-
benteilung zwischen Bund und Kantonen orientiert? 
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Wir beantworten diese Interpellation wie folgt: 

Zu den Fragen 1, 2 und 4 

Die beiden Kulturabteilungen wurden ab 2016 beauftragt Vorbereitungsarbeiten hinsichtlich der 

Entwicklung eines neuen Modells der Kulturpartnerschaft an die Hand zu nehmen. Diese Vorar-

beiten bilden nun die Basis für entsprechende Verhandlungen zwischen den beiden Regierungen. 

Über die nun laufenden Verhandlungen wurden das Büro des Grossen Rats und die Bildungs- 

und Kulturkommission informiert. Voraussichtlich werden im Sommer erste Ergebnisse kommuni-

ziert.  

Zur Frage 3 

Es ist nicht geplant, dass das Komitee „Für eine nachhaltige Kulturpartnerschaft BL/BS“ oder die 

potentiell betroffenen Institutionen in die Verhandlungen einbezogen werden. Der Regierungsrat 

ist sich hingegen der Situation der genannten Institutionen bewusst, dies bildet einen wichtigen 

Bestandteil der Verhandlungsposition des Kantons Basel-Stadt. 

Zur Frage 5 

Dies ist Gegenstand der Verhandlungen, weshalb derzeit keine Auskunft dazu gegeben werden 

kann. 
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